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Am 20.1.2023 hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie (UmRUG) beschlossen

(Meldung des BMJ vom gleichen Tag). Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann zur 2./3. Lesung des Gesetzentwurfs: „Das

deutsche Umwandlungsrecht bekommt einen modernen, EU-weit einheitlichen Rechtsrahmen. Der Deutsche Bundestag hat

heute das Gesetz zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie beschlossen. Die vom europäischen Gesetzgeber in der EU-

Umwandlungsrichtlinie festgelegten Vorgaben verankern wir nun zuverlässig im deutschen Recht. Die Richtlinie lässt erst-

mals den grenzüberschreitenden Formwechsel und die grenzüberschreitende Spaltung von Unternehmen zu. Die Vorschrif-

ten zur grenzüberschreitenden Verschmelzung werden den unternehmerischen Bedürfnissen auf globalisierten Märkten an-

gepasst. Zudem modernisieren wir durch unser Gesetz das nationale Umwandlungsrecht. Damit ermöglichen es die neuen

Regelungen Unternehmen, ihre Struktur rechtssicher und flexibel den sich rasant ändernden Marktbedingungen anzupas-

sen. Damit unterstützen wir die Unternehmen bei der Festigung und dem Ausbau ihrer Wettbewerbsfähigkeit.“ Das Um-

RUG diene in erster Linie der Umsetzung der Vorgaben der EU-UmwRL in deutsches Recht. Die UmwRL ergänze und modi-

fiziere die bereits bestehenden und in deutsches Recht umgesetzten Vorgaben der RL (EU) 2017/1132 vom 14.6.2017 über

bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts, die zuletzt durch die VO (EU) 2021/23 geändert worden ist. Dazu werden die

bestehenden sekundärrechtlichen Vorgaben zur grenzüberschreitenden Verschmelzung novelliert, insbesondere die Vor-

schriften zum Schutz der Minderheitsgesellschafter, Gläubiger und Arbeitnehmer. Ferner schaffe die UmwRL erstmals ein-

heitliche Vorgaben für grenzüberschreitende Spaltungen zur Neugründung und für Umwandlungen (der deutschen Termi-

nologie entsprechend „grenzüberschreitende Formwechsel“). Neben der Umsetzung der Richtlinienvorgaben werde das

deutsche Umwandlungsrecht durch das UmRUG auch im Hinblick auf innerstaatliche Umstrukturierungen unter Wahrung

der deutschen Gesetzessystematik fortentwickelt und erweitert. Insbesondere werden der Schutz der Gesellschaftsgläubiger

im Umwandlungsverfahren gestärkt und ihr Rechtsschutz effizient ausgestaltet. Für die neuen Vorschriften werde im Um-

wandlungsgesetz ein neues sechstes Buch geschaffen; bei der Umsetzung werde das vertraute „Baukastensystem“ fortge-

schrieben. Vgl. hierzu auch Drinhausen/Keinath, BB 2022, 1346ff., 1923ff. sowie Bungert/Strothotte, BB 2022, 1411ff.
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Entscheidungen
EuGH: Missbrauch einer beherrschenden

Stellung – Ausschließlichkeitsklauseln in

Vertriebsverträgen müssen geeignet sein,

Verdrängungswirkungen zu entfalten
1. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass das

Verhalten von Vertriebshändlern, die Teil des

Vertriebsnetzes für Waren oder Dienstleistungen

eines Herstellers in beherrschender Stellung

sind, diesem zugerechnet werden können, wenn

feststeht, dass dieses Verhalten von den Ver-

triebshändlern nicht selbständig angenommen

wurde, sondern Teil einer einseitig von diesem

Hersteller beschlossenen und mittels dieser Ver-

triebshändler umgesetzten Politik ist.

2. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine

Wettbewerbsbehörde bei Vorliegen von Aus-

schließlichkeitsklauseln in Vertriebsverträgen

verpflichtet ist, für die Feststellung des Miss-

brauchs einer beherrschenden Stellung unter

Berücksichtigung aller relevanten Umstände

und insbesondere unter Berücksichtigung der

gegebenenfalls von dem Unternehmen in be-

herrschender Stellung vorgelegten wirtschaft-

lichen Analysen in Bezug auf die fehlende Eig-

nung der in Rede stehenden Verhaltensweisen,

Wettbewerber, die ebenso leistungsfähig sind

wie es selbst, vom Markt zu verdrängen, nachzu-

weisen, dass diese Klauseln den Wettbewerb be-

schränken können. Die Anwendung des Tests

des ebenso leistungsfähigen Wettbewerbers ist

fakultativ. Werden die Ergebnisse eines solchen

Tests jedoch von dem betreffenden Unterneh-

men im Verwaltungsverfahren vorgelegt, so ist

die Wettbewerbsbehörde verpflichtet, deren Be-

weiswert zu prüfen.

EuGH, Urteil vom 19.1.2023 – C-680/20
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EuGH: Dobeles HES – Eine staatliche Beihil-

fe kann nicht durch eine gerichtliche Ent-

scheidung eingeführt werden

1. Art. 107 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass eine nationale Regelung, wonach das zuge-

lassene Stromversorgungsunternehmen ver-

pflichtet ist, Strom aus erneuerbaren Energie-

quellen zu einem höheren Preis als dem Markt-

preis zu kaufen, und die sich daraus ergebenden

Mehrkosten durch eine von den Endverbrau-

chern getragene obligatorische Abgabe finan-

ziert werden, oder die vorsieht, dass die zur Fi-

nanzierung dieser Mehrkosten dienenden Gel-

der stets unter staatlicher Kontrolle bleiben, eine

Maßnahme unter Inanspruchnahme staatlicher

Mittel im Sinne dieser Bestimmung darstellt.

2. Art. 107 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass dass die Einstufung eines Vorteils als „staat-

liche Beihilfe“ im Sinne dieser Bestimmung nicht

davon abhängt, dass der betreffende Markt zu-

vor vollständig liberalisiert wurde.

3. Art. 107 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass, sofern mit einer nationalen Regelung eine

staatliche Beihilfe im Sinne dieser Bestimmung

eingeführt wird, die Zahlung eines Betrags, der

in Anwendung dieser Regelung gerichtlich gel-

tend gemacht wird, ebenfalls eine solche Beihilfe

darstellt.

4. Art. 107 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass im Fall einer nationalen Regelung, mit der

ein gesetzlicher Anspruch auf eine höhere Ver-

gütung für Strom aus erneuerbaren Energiequel-

len eingeführt wird und die eine „staatliche Bei-

hilfe“ im Sinne dieser Bestimmung darstellt, Kla-

gen auf vollständige Gewährung dieses Rechts

als Anträge auf Zahlung des noch nicht erhalte-

nen Teils dieser staatlichen Beihilfe anzusehen

sind und nicht als Anträge auf Gewährung einer

gesonderten staatlichen Beihilfe durch das an-

gerufene Gericht.

5. Die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kom-

mission vom 18. Dezember 2013 über die An-

wendung der Artikel 107 und 108 [AEUV] auf De-

minimis-Beihilfen, insbesondere ihr Art. 5 Abs. 2,

ist dahin auszulegen, dass die Einhaltung der in

ihrem Art. 3 Abs. 2 festgelegten De-minimis-

Schwelle anhand des im Rahmen der einschlägi-

gen nationalen Regelung geforderten Beihilfebe-

trags, kumuliert mit den Zahlungen, die für den

Referenzzeitraum aufgrund dieser Regelung be-

reits bezogenwurden, zu beurteilen ist.

6. Art. 1 Buchst. b und c der Verordnung (EU)

2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 über

besondere Vorschriften für die Anwendung von

Artikel 108 [AEUV] ist dahin auszulegen, dass

eine staatliche Beihilfe, die keiner der in Art. 1
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